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Α. Einleitung 

Das Verhältnis von Individuum und Gemeinschaft ist verfassungsrecht-
lich durch grundrechtliche Gewährleistungen und Grundrechtsischranken 
geordnet. Der Gewährleistungsbereich bezeichnet den durch die Frei-
heitsverbürgungen potentiell gesicherten Ausschnitt sozialer Realität, 
den verfassungsrechtlich  umhegten Spielraum individueller Entfaltungs-
möglichkeiten. I n diesen so bestimmten und zugleich begrenzten Frei-
heitsbereich1 kann gegebenenfalls auf Grund der Vorbehalte (vgl. ζ. B. 
Ar t . 2 Abs. 2 Satz 3, 5 Abs. 2, 8 Abs. 2, 9 Abs. 2, 10 Abs. 2, 12 Abs. 1 Satz 2, 
13 Abs. 2 und 3, 14 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 GG) in unterschiedlicher In-
tensität gestaltend oder verkürzend eingegriffen  werden. Die Frage nach 
den Grenzen der Grundrechte scheint demnach die nach den durch die 
grundrechitlichen Vorbehalte eingeräumten Befugnissen der staatlichen 
Funktionen, Schrankendogmatik nichts anderes als Vorbehaltsdogmatik 
zu sein. 

Schon ein flüchtiger Blick auf die jüngere rechts wissenschaftliche Dis-
kussion über die Ausbalancierung von Individual- und Gemeinschafts-
interessen zeigt aber das Gegenteil. Die Schrankenfrage  ist weitgehend 
aus der Problematik spezifizierter  Vorbehalte hinausverlagert worden. 
Im Mit telpunkt dogmatischen Interesses stehen Erörterungen über In-
halt und Grenzen des sachlichen Gewährleistungsbereichs und damit 
über Vorverständnis und Methodenwahl im Prozeß der Grundrechts-
konkretisderung, über Existenz und Umfang „immanenter" Grund-
rechtsschranken — was immer sich auch hinter dem Begriff  der „ Imma-
nenz" verbergen mag —2 und über die Konstruktion zusätzlicher aus 
dem Verfassungsganzen zu gewinnender Eingriffseimächtigungen  außer-
halb der Vorbehalte. 

1 M i t der Bestimmung des Inhal ts der Grundrechte werden diese auch be-
grenzt, vgl. Peter  Häberle:  Die Wesensgehaltsgarantie des Ar t . 19 Abs. 2 
Grundgesetz, 2. Auf l . Karlsruhe 1972, S.41, 131, 179 ff.,  185; Konrad  Hesse: 
Grundzüge des Verfassungsrechts  der Bundesrepublik Deutschland, 11. Aufl., 
Karlsruhe 1978, § 10 I I , S. 131; Friedrich  Müller:  Die Posit iv i tät der Grund-
rechte, Ber l in 1969, S.41, 55f.; ders.: Freiheit der Kunst als Problem der 
Grundrechtsdogmatik, Ber l in 1969, S. 51, 52; ders.: Die Einheit der Verfas-
sung, Ber l in 1979, S. 203; Heinhard  Steiger:  Inst i tut ional isierung der Freiheit?, 
i n Schelsky (Hrsg.), Zu r Theorie der Inst i tut ion, 2. Aufl. , Düsseldorf  1973, 
S. 91 ff.  (112). 

2 Zur insoweit uneinheitl ichen Terminologie siehe Friedrich E. Schnapp: 
Grenzen der Grundrechte, JuS 1978, 729 ff.  (733). Wegen der m i t dem Begriff 
der „ immanenten Schranken" verbundenen Unklarhei ten w i r d i m weiteren 
Verlauf dieser Arbei t auf seine Verwendung verzichtet. 
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Soweit es um die Eruierung des grundrechtlichen Schutzbereichs geht, 
scheint dieser Befund dadurch gerechtfertigt  zu sein, daß unter Ausnut-
zung der Vorbehalte nur in normativ abgesteckte und durch Interpreta-
t ion zu ermittelnde Garantieobjekte „eingegriffen"  werden kann, die 
Vorbehalte also erst dann Bedeutung erlangen, wenn die die bürgerlichen 
Freiheiten umhegenden und schützenden Normen nach Bestimmung 
ihres Gewährleistungsbereiehs und ihrer (hier einmal unterstellten) 
verfassungssystematischen Grenzen durch die kompetenten staatlichen 
Organe relativiert werden3. 

Es kann aber nicht übersehen werden, daß die Festlegung dessen, 
was Meinung, Presse, Versammlung, Beruf,  Wohnung oder Eigentum 
ist, über Ausmaß und Tragweite der hoheitlichen Regelungsbefugnisse 
mitenscheidet4, die Interpretation der Freiheitsverbürgungen die Rele-
vanz der Vorbehalte in materieller und kompetenzieller Hinsicht5 in 
hohem Maße bestimmt. Wer beispielsweise die Verletzung der Rechte 
anderer von vornherein — d. h. ohne Zwischenschaltung des Gesetz-
gebers — als Resultat grundrechtsgeschützter Tätigkeit ausschließt6, 
degradiert Ar t . 5 Abs. 2 GG, soweit es dort um das Recht der persön-
lichen Ehre geht, zur lediglich deklaratorischen Norm ohne eigene 
Regelungswirkung, wer dem Schutz der verfassungsmäßigen Ordnung 
eine generell grundrechtslimitierende Funktion zuerkennt7, macht die 
Vorbehalte überflüssig, die ein hoheitliches Tätigwerden zugunsten des 
Schutzes der verfassungsmäßigen Ordnung (Art. 2 Abs. 1 2. Hs, 9 Abs. 2 
GG) oder einzelner ihrer Elemente, wie Bestand oder Sicherheit des 
Bundes oder der Länder (Art. 10 Abs. 2, 11 Abs. 2 GG) ermöglichen. 

3 Eine solche Vorstel lung ist nur haltbar, wenn die in den Grundrechts-
normen vorkommenden Begriffe  einen an sich feststehenden Gewähr-
leistungsbereich repräsentieren, also Abbi lder realer Gegebenheiten sind. 
Nach neueren sprachtheoretischen Erkenntnissen kann davon jedoch nicht 
ausgegangen werden. Die Sprache konsti tuiert erst die Gegenstände. Dazu 
und zur Bedeutung der Sprachtheorie fü r die Grundrechtsinterpretation s. u. 
Kap. C. I . 1. 

4 Eine extensive Grundrechtsinterpretation beschränkt die hoheitl ichen 
Eingriffsbefugnisse,  eine restr ikt ive erweitert sie. Wer ζ. B. die Grundrechte 
i m Sinne der demokratisch-funktionalen Grundrechtstheorie — dazu Ernst-
Wolf  gang Böckenförde:  Grundrechtstheorie und Grundrechtsinterpretation, 
NJW 1974, 1529 ff.  (1534 f.) — nur u m der Teilhabe am politischen Prozeß 
w i l len gewährleistet sieht, setzt kompetenzgemäßem staatlichen Tätigwerden 
i m rein gesellschaftlich-privaten Bereich keine Grenzen. 

5 Zum kompetenziellen Aspekt der grundrechtlichen Vorbehalte Walter 
Krebs:  Vorbehalt des Gesetzes und Grundrechte, Ber l in 1975, S. 102 ff. 

6 So ζ. B. Hans J. Wolff : i n Wolff / Bachof, Verwaltungsrecht I , 9. Aufl., 
München 1974, § 33 V a 2, S. 220. 

7 s. u. S. I l l ff.;  zur unterschiedlichen Auslegung des Begriffs  der verfas-
sungsmäßigen Ordnung Jürgen  Müller:  Auswirkungen der unterschiedlichen 
Auffassungen  zum Rechtscharakter des Ar t . 2 Abs. 1 GG und zu dessen 
Schranken, Hamburg 1972, S. 24 ff. 



Α. Einleitung 

Auf diese Weise werden auf interpreta torischem Wege — nach1 der 
verfasisungsrechtlich  vorgesehenen Funktionenverteilung also von den 
Rechtsprechungsorganen (Art. 19 Abs. 4 GG)8 und hier vornehmlich vom 
Bundesverfassungsgericht  — bestimmte Formen und Modalitäten der 
Freiheitsausübung von vornherein außerhalb des Grundrechtsschutzes 
gestellt, die bei normativer Geltung der Vorbehalte zwar durch Gesetz 
untersagt werden können, bis zum Tätigwerden des kompetenten 
Organs aber Grundrechtsschutz genießen. Daher taucht die Frage auf, 
ob die Auslegung der Grundrechte dem Geltungsanspruch der positi-
vierten Eingriffsermächtigungen  zu folgen hat, die Bestimmung des 
grundrechtlichen Schutzbereichs also von den Vorbehalten und nicht 
umgekehrt die Wirksamkeit der Vorbehalte von der Reichweite der 
Freiheitsverbürgungen abhängig ist. Sollte dies zu bejahen sein, hät-
ten die Eingriffsennächtigungen  die Funktion von Interpretationsver-
boten. Die Freiheitsrechte dürften nicht derart restriktiv interpretiert 
werden, daß den Vorbehalten keine normative Relevanz mehr zukommt. 

Die Festlegung von Inhalt und Grenzen des grundrechtlichen Schutz-
bereichs erfolgt  i n Rechtsprechung und Literatur auf unterschiedlichste 
Weise. Sie ist abhängig von der Anschauung oder besser vom Vorver-
ständnis des Interpreten über Wesen und Funktion der Grundrechte® 
und dem methodischen Vorgehen im Prozeß der Normenkonkretisie-
rung10. Als Momente des Auslegungsverfahrens  bestimmen Vorver-
ständnis und Methode den Sachgehalt der Freiheitsverbürgungen mi t1 1 . 

I m vorliegenden Zusammenhang kann nun nicht auf alle Grund-
rechtstheorien und Auslegungsmethoden eingegangen werden. Das ist 
auch nicht erforderlich.  Die Wirkkraf t  der grundrechtlichen Vorbehalte 
kann nur durch solche das Interpretationsverfahren  ausmachenden 
Momente gefährdet werden, die von einem generalisierbaren Ansatz aus 
zu einer verkürzten Bestimmung des grundrechtlichen Gewährleistungs-
bereichs gelangen und damit bestimmte Formen und Modalitäten der 
Freiheitsausübung von vornherein vom Verfassungsschutz ausnehmen12. 
So werden die Grundrechte zum Teil unter Mißbrauchsvorbehalt ge-

8 Wolf  gang Knies:  Schranken der Kunstfreiheit  als verfassungsrechtliches 
Problem, München 1967, S. 98 ff. 

9 Dazu Ernst-Wolfgang Böckenförde,  NJW 1974, 1529 ff. 
10 Vgl.  Friedrich  Müller:  Juristische Methodik, 2. Aufl., Ber l in 1976. 
11 Ernst-Wolfgang  Böckenförde,  NJW 1974, 1529 ff.  (1529); Ernst-Werner 

Fuß:  Personale Kontaktverhältnisse zwischen Verwal tung und Bürger, DöV 
1972, 765 ff.  (768); Peter  Häberle:  Zeit und Verfassung, ZfP 21 (1974), 111 ff. 
(118); Hubert  Kirchmann:  Der Schutzbereich des Grundrechts der Unverletz-
l ichkeit der Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes), jur . Diss. München 1977, 
S. 35. 

1 2 Dami t soll natür l ich nicht bestrit ten werden, daß jede Festlegung des 
sachlichen Gewährleistungsbereichs eines Grundrechts auch den betreffenden 
Vorbehalt tangiert. 


